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Rechtsberatung VSAV

Sachverhalt

Eine Ehefrau und Mutter eines 15-jährigen Sohnes ist im Januar 2007 nach langer Krankheit verstorben. Erst nach ihrem Tod hat die IV eine Leistungsverfügung erlassen und die rückwirkenden Zahlungen der IV sowie rückwirkende Leistungen aus der beruflichen Vorsorge sind nach ihrem Tod ausbezahlt worden.
Während der Krankheit der Verstorbenen ist der Ehemann für sämtliche krankheitsbedingten, nicht durch die Krankenkasse gedeckten Kosten aufgekommen. Er wollte deshalb Zugriff auf die Nachzahlungen der Sozialversicherungen nehmen, was ihm jedoch von der Bank mit dem Argument verweigert wurde, dass der Erbanspruch des minderjährigen Sohne zuerst geklärt werden müsse.

Seit dem Tod der Ehefrau ist weder ein Sicherungsinventar nach Art. 553 ZGB noch ein Kindesvermögensinventar nach Art. 318 Abs. 2 ZGB errichtet worden. Es besteht auch kein Ehe-Erbvertrag und die Ehegatten lebten unter dem ordentlichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung.

Die Sozialdienstleiterin erkundigt sich, ob der Ehemann der Verstorbenen nicht Anspruch habe auf die rückwirkenden Rentenauszahlungen.

Erwägungen

1. Nach dem Tod eines Ehepartners ist als Vorbereitung für die Nachlassregelung eine güterrechtliche Auseinandersetzung vorzunehmen. Nur so kann der Nachlass bestimmt werden. Haben die Ehegatten unter dem ordentlichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung gelebt, sind als erstes die Vermögensbestandteile den vier Vermögenssubstraten: Eigengut Mann, Errungenschaft Mann, Eigengut Frau, Errungenschaft Frau, zuzuordnen (Art. 205 ff. ZGB). Was vom Gesamtwert der Errungenschaft nach Abzug der auf ihr lastenden Schulden verbleibt, bildet den Vorschlag (Art. 210 Abs. 1 ZGB). Resultiert ein Vorschlag (ein Rückschlag wird nach Art. 210 Abs. 2 ZGB nicht berücksichtigt), wird dieser, falls nicht vertraglich eine andere Beteiligung am Vorschlag vereinbart wurde (Art. 216 Abs. 1 ZGB) von Gesetzes wegen je hälftig aufgeteilt, d.h. der Vorschlag der verstorbenen Ehefrau geht zur Hälfte aus Güterrecht (und nicht aus Erbrecht) an den Ehemann, die andere Hälfte fällt in den Nachlass, der sich aus allfällig vorhandenem Eigengut der Verstorbenen und der Hälfte des Vorschlags zusammensetzt. Der so resultierende Nachlass wird nach gesetzlichem Erbrecht oder sofern vorhanden nach Testament auf die Erben verteilt.
2. Nach Art. 197 Abs. 2 Ziff. 2 ZGB sind Leistungen von Personalfürsorgeeinrichtungen, Sozialversicherungen und Sozialfürsorgeeinrichtungen, sofern es sich um Renten handelt, Errungenschaft. Für Kapitalleistungen gilt Art. 207 Abs. 2 ZGB. Für (Unterhalts)leistungen an die Ehefrau, die der Ehemann aus seinen Mitteln erbracht hat und die bei einer früheren Leistungsverfügung mit den periodischen Leistungen der Sozialversicherung gedeckt worden wären, hat der Ehemann bei der güterrecht-lichen Auseinandersetzung eine Ersatzforderung zu Lasten der Errungenschaft der Ehefrau (Art. 209 ZGB). Daraus geht hervor, dass der Ehemann nicht einfach direkt auf die nach dem Tod seiner Ehefrau eingegangenen Rentenleistungen greifen kann, sondern dass dies über die güterrechtliche Auseinandersetzung zu geschehen hat. Nur so ist der Nachlass und damit auch der erbrechtliche Anspruch des minderjährigen Kindes zu bestimmen.
3. Das nachfolgende Beispiel mit fiktiven Beträgen veranschaulicht das Vorgehen.
Vermögen Ehefrau
Errungenschaft Ehefrau gemäss Art. 197 ZGB


200'000.-
./. Ersatzforderung des Ehemannes gemäss Art. 209 ZGB

100'000.-

Vorschlag







100'000.-

Hälftige Teilung zugunsten Ehemann und Nachlass, d.h. je

   50'000.-
Eigengut Ehefrau






100'000.-

Vermögen Ehemann
Errungenschaft Ehemann gemäss Art. 197 ZGB


400'000.-
./. Schulden








0.-

Vorschlag 







400'000.-

Hälftige Teilung zugunsten Ehemann und Nachlass der Ehefrau,
d.h. je








200'000.-
Eigengut Ehemann 






   50'000.-

Bestimmung des Nachlasses:

Eigengut Ehefrau





 
100'000.-
½ Vorschlag aus eigener Errungenschaft



  50'000.-
½ Vorschlag aus Errungenschaft Ehemann



200'000.-

Nachlass Total






350'000.-

Erbteilung (bei Fehlen eines Testaments, bzw. Ehe-Erbvertrags)

Gesetzlicher Anspruch von Ehemann/Vater und Sohn nach
Art. 462 Ziff. 1, je die Hälfte





175'000.-

Insgesamt erhält also der Ehemann aus Güterrecht


250'000.-
und aus Erbrecht






175'000.-

Total








425'000.-

4. Die Bestimmung der Ersatzforderung ist im konkreten Fall möglicherweise nicht ganz einfach. Sie hängt u.a. auch von den Einkommens- und Vermögensverhältnissen des Ehemannes ab. Die Unterhaltspflicht der Ehegatten ist in Art. 163-165 ZGB geregelt Art. 163-165 ZGB. Die Berechnung der Anteile ist bei Fehlen entsprechender Vereinbarungen nicht ganz einfach.

5. Aus dem Beispiel geht auch klar hervor, dass zwischen dem Ehemann der Verstorbe-nen und Vater des minderjährigen Kindes einerseits und dem minderjährigen Kind anderseits eine Interessenkollision besteht, die nach einer Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB für das Kind ruft. Der/die Beiständin hat selber die nötigen Abklärungen zu treffen oder eine geeignete Person damit zu beauftragen, damit der Anspruch des Kindes eruiert und der Vormundschaftsbehörde ein entsprechender  Erbteilungsvorschlag  zur Genehmigung unterbreitet werden kann (Art. 421 Ziff. 9 ZGB).

Niederrohrdorf, 20. April 2007 

Christoph Häfeli
